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KURZFASSUNG 

 

 

Infolge der Prüfung der Rechnungsabschlüsse der Jahre 2014 bis 2015 wurde der ge-

mäß Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung 1997 zu erbringende Ausweis 

der Haftungen im Rechnungsabschluss der Bundeshauptstadt Wien einer vertieften 

Einschau unterzogen. Festzustellen war, dass die Haftungen der Stadt Wien und des 

Landes Wien im Betrachtungszeitraum der Jahre 2014 bis 2016 einen Rückgang um 

1,83 Mrd. EUR oder 22,5 % verzeichneten. 

 

Die Prüfung der den Ausweis der Haftungen zugrunde liegenden Bestandsführung und 

Bestandsrechnung in den Magistratsabteilungen 5 und 6 brachte unter anderem punk-

tuelle Ausweisfehler aufgrund einer behelfsmäßigen Berechnungsmethode bzw. unzu-

reichender Daten zutage. Darüber hinaus wurde ein Handlungsbedarf zur Optimierung 

der Bestandsführung sowie zur Verbesserung der internen Kontrollen und der Darstel-

lung der haftungsrelevanten Informationen im Rechnungsabschluss der Bundeshaupt-

stadt Wien erkannt. 
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ABKÜRZUNGSVERZEICHNIS 

 

 

Abb. .............................................. Abbildung 

ABGB............................................ Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch 

Abs.  ............................................. Absatz 

AG. ............................................... Aktiengesellschaft 

bzgl. .............................................. bezüglich 

bzw. .............................................. beziehungsweise 

d.i. ................................................. das ist 

E-Mail ........................................... Elektronische Post 

ESVG............................................ Europäisches System Volkswirtschaftlicher Gesamt-

rechnungen 

EUR .............................................. Euro 

gem............................................... gemäß 

GmbH & Co KG ............................ Gesellschaft m.b.H. & Compagnie Kommanditgesell-

schaft 

GmbH, GesmbH ........................... Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

IKS ................................................ Internes Kontrollsystem 

lt. ................................................... laut 

m.b.H. ........................................... mit beschränkter Haftung 

MA ................................................ Magistratsabteilung 

Mio. EUR ...................................... Millionen Euro 

Mrd. EUR ...................................... Milliarden Euro 

NÖ ................................................ Niederösterreich 

Nr. ................................................. Nummer 

Pkt. ............................................... Punkt 

RA ................................................ Rechnungsabschluss 

s. ................................................... siehe 

SAP-CML ...................................... SAP - Consumer, Corporate Mortgage Loans 

StRH ............................................. Stadtrechnungshof 

Tab. .............................................. Tabelle 
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u.a. ............................................... unter anderem 

VRV .............................................. Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung 

Wien Energie GmbH ..................... WIEN ENERGIE GmbH 

Wiener Linien GmbH & Co KG ..... WIENER LINIEN GmbH & Co KG 

WStV ............................................ Wiener Stadtverfassung 

WWFSG 1989 .............................. Wiener Wohnbauförderungs- und Wohnhaussanie-

rungsgesetz 

Z ................................................... Ziffer 

z.B. ............................................... zum Beispiel 

z.T. ............................................... zum Teil 

 

 

 

GLOSSAR 

 

Bankbestätigungen (Bankbriefe) 

Externe Bestätigungen bzw. Prüfungsnachweise über die Geschäftsbeziehungen mit 

der geprüften Einheit, die anlässlich einer Rechnungsabschlussprüfung als direkte 

schriftliche Antwort eines Kreditinstituts (= bestätigende Partei) an ein Prüfungsteam 

ergehen.  

 

ESVG-Einheiten 

Einheiten, die nach dem Europäischen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnun-

gen (ESVG) einer Gebietskörperschaft (z.B. Gemeinde Wien) als Sektor Staat zuzu-

rechnen sind (z.B. Wiener Linien GmbH & Co KG). 

 

Eventualverbindlichkeiten 

Bei Eventualverbindlichkeiten handelt es sich gemäß Unternehmensgesetzbuch um 

unter dem Bilanzstrich zu vermerkende Verbindlichkeiten aus der Begebung und Über-

tragung von Wechseln, Bürgschaften, Garantien sowie sonstigen vertraglichen Haf-

tungsverhältnissen, soweit sie nicht auf der Passivseite auszuweisen sind. 
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Kontierungsleitfaden für Gemeinden und Gemeindeverbände 2015 

Ein Kommentar des KDZ - Zentrum für Verwaltungsforschung mit umfassenden Erläute-

rungen zur VRV 1997, der den Gemeinden als Arbeitshilfe dienen soll. 

 

SAP-CML 

SAP-CML ist ein Darlehensverwaltungssystem im Informationssystem SAP. 

 

Residualgröße 

Restgröße aus dem Ergebnis einer Differenz.  

 

Unternehmungen gem. § 71 WStV 

Wirtschaftlichen Einrichtungen, denen der Gemeinderat die Eigenschaft einer Unter-

nehmung zuerkannt hat (z.B. Unternehmung Wiener Krankenanstaltenverbund). Sie 

besitzen keine Rechtspersönlichkeit; ihr Vermögen ist vom übrigen Vermögen der Ge-

meinde gesondert zu verwalten.  
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PRÜFUNGSERGEBNIS 

 

 

Der Stadtrechnungshof Wien unterzog infolge der Prüfung der Rechnungsabschlüsse 

der Jahre 2014 und 2015 den Ausweis der Haftungen im Rechnungsabschluss der 

Bundeshauptstadt Wien einer Prüfung und teilte das Ergebnis seiner Wahrnehmungen 

nach Abhaltung diesbezüglicher Schlussbesprechungen den geprüften Stellen mit. Die 

von den geprüften Stellen abgegebenen Stellungnahmen wurden berücksichtigt. Allfälli-

ge Rundungsdifferenzen bei der Darstellung von Berechnungen wurden nicht ausgegli-

chen. 

 

1. Prüfungsgrundlagen des Stadtrechnungshofes Wien  

1.1 Prüfungsgegenstand 

Im Zuge der Prüfung der Rechnungsabschlüsse der Jahre 2014 und 2015 stellte der 

Stadtrechnungshof Wien eine Reihe von Mängeln bei der Erstellung des Nachweises 

über die Haftungen fest. So wurden bei der Rechnungsabschlussprüfung 2014 auf Ba-

sis einer Stichprobe Differenzen hinsichtlich der Vollständigkeit, der Bewertung und des 

ziffernmäßigen Ausweises zwischen den in den Bankbestätigungen ausgewiesenen 

Haftungsständen und den letztlich in den Nachweis berücksichtigten Werten festge-

stellt. Weiters wurde bei der Rechnungsabschlussprüfung 2015 bemängelt, dass nicht 

von allen Kreditinstituten, mit denen im Zusammenhang mit Haftungen Geschäftsbezie-

hungen bestanden, entsprechende Bankbestätigungen vorlagen und demgemäß eine 

vollständige Kontrolle der Haftungswerte nicht durchführbar war. In beiden Jahren wur-

de überdies ein Verbesserungsbedarf bei den internen Arbeitsabläufen und dem IKS 

erkannt. 

 

Vor diesem Hintergrund wurde der Ausweis der Haftungen der Stadt Wien im Rech-

nungsabschluss einer vertieften Einschau unterzogen, wobei der Schwerpunkt der Ge-

barungsprüfung in der Beurteilung der Vollständigkeit und Richtigkeit der im Nachweis 

ausgewiesenen Haftungen lag. Die Prüfungshandlungen betrafen die der Finanzverwal-

tung der Stadt Wien zugehörigen Magistratsabteilungen 5 und 6; sie umfassten u.a. die 

Darstellung der Entwicklung der Haftungen, die Bestandsführung und Bestandsrech-
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nung einschließlich der verwendeten Informationssysteme sowie die Ausgestaltung des 

Haftungsnachweises. 

 

Nicht Gegenstand der Prüfung waren die Grundlagen des Ausweises der Haftung der 

Stadt Wien für die Verbindlichkeiten der Bank Austria AG sowie der subsidiären Haftung 

der Stadt Wien für die Eventualverbindlichkeiten der Wiener Linien GmbH & Co KG 

(Cross-Border Leasing Transaktion). Diesbezüglich wird auf folgende Berichte verwie-

sen: 

 

- Prüfung der Zuordnung des haftungsrechtlichen Prüfungsberichtes der Privatstiftung 

"Anteilsverwaltung-Zentralsparkasse (AVZ)", Prüfungsersuchen gem. § 73e Abs. 1 

WStV vom 24. April 2015 (StRH SFR - 5-3/15), 

- Prüfung der "Cross Border Leasing" Geschäfte der Stadt Wien, Ersuchen gem. § 73 

Abs. 6a WStV vom 20. November 2008 (KA - K-17/08). 

 

Ebenso war die Umsetzung der Verordnungen des Wiener Gemeinderates über die 

Haftungsobergrenzen der Jahre 2011 und 2014 nicht Teil der Prüfung. Davon ausge-

nommen waren einzelne Regelungsinhalte der Verordnung des Jahres 2014 (z.B. in 

Bezug auf den Ausweis des Nominalwertes der Haftungen bzw. des Haftungsrahmens), 

auf die infolge von inhaltlichen Überschneidungen im Rahmen dieser Einschau einzu-

gehen war. 

 

1.2 Prüfungszeitraum 

Die gegenständliche Prüfung wurde von der Stabsstelle Öffentliches Finanz- und Rech-

nungswesen des Stadtrechnungshofes Wien im Zeitraum Juni bis Oktober des Jah-

res 2017 (mit Unterbrechungen) durchgeführt. Der Betrachtungszeitraum umfasste die 

Jahre 2014 bis 2016, wobei gegebenenfalls auch frühere oder spätere Entwicklungen in 

die Einschau einbezogen wurden. 

 

Die Prüfungshandlungen im Zusammenhang mit den Rechnungsabschlüssen der Jahre 

2014 und 2015 fanden jeweils in der ersten Jahreshälfte 2015 und 2016 statt.  
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1.3 Prüfungsbefugnis 

Die Prüfungsbefugnis für diese der Rechnungsabschlussprüfung folgende Gebarungs-

prüfung ist in § 73b Abs. 1 WStV festgeschrieben. 

 

Die jährliche Prüfung des Rechnungsabschlusses der Bundeshauptstadt Wien wird 

durch den Stadtrechnungshof Wien gem. § 87 Abs. 2 WStV durchgeführt. Demzufolge 

hat der Magistrat die Jahresrechnungen vor Befassung durch die zuständigen Gemein-

deorgane dem Stadtrechnungshof Wien zur Prüfung vorzulegen. Zentrale Bestandteile 

dieser Prüfung sind die Einschau in die Haushaltsrechnung, in die Nachweise und in 

das Geldinventar. Das Prüfungsergebnis stellt die Grundlage für die jeweils im Rech-

nungsabschluss (Abschnitt Einleitung) abgebildete Stellungnahme gem. § 87 Abs. 2 

WStV des Stadtrechnungshofes Wien dar. 

 

2. Nachweis der Haftungen 

2.1 Rechtliche Grundlagen 

2.1.1 In § 17 Abs. 2 Z 8 der VRV 1997 ist festgelegt, dass dem Rechnungsabschluss 

einer Gebietskörperschaft ein Nachweis des Standes an Haftungen am Beginn des Fi-

nanzjahres, die Veränderungen während des Finanzjahres (Zu- und Abgänge) und der 

Stand am Schluss des Finanzjahres anzuschließen ist. 

 

Die Bundeshauptstadt Wien ist Land, Gemeinde und Stadt mit eigenem Statut. In 

§ 132 Abs. 4 WStV ist geregelt, dass für das Erfordernis der Verwaltungsangelegenhei-

ten von Wien als Land von der Gemeinde vorzusehen ist und die betreffenden Ausga-

ben in den Rechnungsabschluss der Gemeinde aufzunehmen sind. Daher sind im Fall 

der Stadt Wien von den für das Haushaltswesen der Länder und Gemeinden geltenden 

Vorschriften des Bundes jene für die Gemeinden zu beachten. 

 

Im Kontierungsleitfaden für Gemeinden und Gemeindeverbände findet sich bzgl. des 

dem Rechnungsabschluss gemäß VRV 1997 anzuschließenden Nachweises über die 

Haftungen folgende Erläuterung. Demgemäß sollen die Haftungsbeträge (Bürgschaften 

gem. §§ 1346 - 1367 ABGB und Garantien) in Form einer Bestandsrechnung ausge-

wiesen werden. Dabei ist als Haftung das Einstehen der Gebietskörperschaft für eine 
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gesetzlich oder vertraglich begründete Verpflichtung zu verstehen. Summenmäßig nicht 

feststellbare Haftungen sind verbal anzuführen. 

 

2.1.2 Hiezu war anzumerken, dass eine solche Bestandsrechnung im Allgemeinen auf 

einer laufenden Bestandsführung der Haftungen im Rechnungswesen beruht. In dieser 

werden die Zu- und Abgänge der Haftungsverhältnisse in Übersicht gehalten und der 

Haftungsstand per 31. Dezember des Jahres im Rechnungsabschluss ausgewiesen. 

 

Nach den Bestimmungen des ABGB ist eine Bürgin bzw. ein Bürge, wer sich zur Be-

friedigung der Gläubigerin bzw. des Gläubigers dann verpflichtet, wenn "der erste 

Schuldner die Verbindlichkeit nicht" bezahlt. Weiters ist normiert, dass die Gültigkeit 

eines Bürgschaftsvertrages eine schriftlich abgegebene Verpflichtungserklärung der 

Bürgin bzw. des Bürgen erfordert. Je nach Haftungsvoraussetzungen wird zwischen 

verschiedenen Bürgschaftsarten (z.B. Ausfallsbürgschaft, "Bürge und Zahler") unter-

schieden. Die Ausfallsbürgin bzw. der Ausfallsbürge (§ 1356 ABGB) verpflichtet sich zur 

Zahlung nur für den Fall, dass auch durch gerichtliche Exekution die Schuld oder Rest-

schuld von der Hauptschuldnerin bzw. vom Hauptschuldner nicht eingebracht werden 

kann. Demgegenüber haftet ein "Bürge und Zahler" (§ 1357 ABGB) neben der Haupt-

schuldnerin bzw. dem Hauptschuldner, sodass es sich die Gläubigerin bzw. der Gläubi-

ger aussuchen kann, ob sie bzw. er von der Hauptschuldnerin bzw. vom Hauptschuld-

ner oder von der Bürgin bzw. vom Bürgen Zahlung begehrt. 

 

Im Fall von Garantien handelt es sich allgemein um im ABGB nicht ausdrücklich gere-

gelte Vertragsverhältnisse, bei denen Garantiegebende einseitig gegenüber den Be-

günstigten die Haftung für einen künftigen Schaden bzw. Verlust oder für einen be-

stimmten wirtschaftlichen Erfolg übernehmen. 

 

2.1.3 Die im Betrachtungszeitraum gültigen Haushaltsordnungen des Magistrats der 

Stadt Wien 2010 und 2016 konkretisierten die VRV 1997 zwar dahingehend, dass in 

den Beilagen zum Rechnungsabschluss ein Nachweis über die Haftungen zu erbringen 

ist. Sie enthalten jedoch keine näheren Angaben zum Haftungsbegriff oder zur Gestal-

tung des Nachweises über die Haftungen. 
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Eine rechtliche Definition des Begriffs "Haftungen" ist allerdings in den Verordnungen 

des Wiener Gemeinderates über die Haftungsobergrenzen der Jahre 2011 und 2014 

enthalten. Diesen zufolge besteht das Wesen der Haftung - unabhängig von der Be-

zeichnung des Rechtsverhältnisses - darin, dass Haftungsgebende bei Eintritt normier-

ter Haftungstatbestände zur Leistung herangezogen werden können. Überdies regelt 

die Verordnung des Jahres 2014, dass bei Haftungen der Gemeinde Wien - neben dem 

Ausnützungsstand und der jeweiligen Risikoklasse - der Nominalwert der Haftungen 

(Haftungsrahmen) im Rechnungsabschluss auszuweisen ist. Auf eine Umsetzung die-

ser Ausweispflicht im Rahmen des Nachweises über die Haftungen wurde nicht aus-

drücklich Bezug genommen. 

 

2.2 Entwicklung der Haftungen in den Jahren 2014 bis 2016 

2.2.1 Im Folgenden werden die in den Nachweisen über die Haftungen der Jahre 2014 

bis 2016 ausgewiesenen Haftungspositionen und ihre Haftungsstände (aushaftende 

Beträge) per 31. Dezember dargestellt und der Übersichtlichkeit halber durchnumme-

riert. Ihre Reihung entspricht den diesbezüglichen Nachweisen; allfällige Summenbil-

dungen bzw. Zusammenfassungen (s. Abb. 2) blieben dabei unberücksichtigt.  

 

Tabelle 1: Entwicklung der Haftungen in den Jahren 2014 bis 2016 
 

Haftungen der Stadt Wien Stand 31.12.2014 
in EUR 

Stand 31.12.2015 
in EUR 

Stand 31.12.2016 
in EUR 

Veränderung  
2014/2016  

absolut  
in EUR 

Veränderung  
2014/2016  

in % 

1. Darlehen von Kreditinsti-
tuten an gemeinnützige 
Bauvereinigungen nach 
dem WWFSG 1989 6.905.439,00 5.669.530,00 4.432.618,00 -2.472.821,00 -35,8 

2. Darlehen von Kreditinsti-
tuten an Mieter und Eigen-
tümer nach dem WWFSG 
1989 127.345.223,52 112.000.698,59 99.838.720,73 -27.506.502,79 -21,6 

3. Rudolfiner-Verein, Rotes 
Kreuz, Kredit der Raiffei-
senlandesbank NÖ-Wien  750.923,20 536.373,80 321.824,28 -429.098,92 -57,1 

4. Bürgschaftsübernahme 
nach dem Wohnbauförde-
rungsgesetz 1984 316.675,86 59.922,00 41.394,00 -275.281,86 -86,9 

5. Wiener Exportförde-
rungsaktion (Ausfallhaftung 
für Exportförderungskredite) 63.325.554,04 41.375.219,30 28.535.054,74 -34.790.499,30 -54,9 

6. Förderung der Errichtung 
von Wohnungen im Rah-
men des Bundessonder-
wohnbaugesetzes 353.161,41 100.275,00 19.682,00 -333.479,41 -94,4 
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Haftungen der Stadt Wien Stand 31.12.2014 
in EUR 

Stand 31.12.2015 
in EUR 

Stand 31.12.2016 
in EUR 

Veränderung  
2014/2016  

absolut  
in EUR 

Veränderung  
2014/2016  

in % 

7. Darlehen der Erste Bank 
an die ebswien hauptkläran-
lage GesmbH 151.451,62 76.103,42 - -151.451,62 -100,0 

8. Darlehen der Bank Aus-
tria AG an die ebswien 
hauptkläranlage GesmbH 666.094,00 478.149,00 288.319,00 -377.775,00 -56,7 

9. Aktion "Polenhilfe der 
Stadt Wien" Miedzyzdroje 2.234.103,01 2.012.659,76 - -2.234.103,01 -100,0 

10. Darlehen der Bank 
Austria AG Hypotheken-
bankgeschäft an die 
GESIBA Gemeinnützige  
Siedlungs- und Bauaktien-
gesellschaft 4.606.240,18 3.364.836,09 2.141.909,38 -2.464.330,80 -53,5 

11. Kreditrahmen der Bank 
Austria AG Hypotheken-
bankgeschäft an die Wohn-
park Alt Erlaa zur Errichtung 
einer Schule 196.331,93 130.316,71 65.134,55 -131.197,38 -66,8 

12. Darlehen der Investkre-
dit an die EBS GesmbH & 
Co KG 3.438.581,27 - - -3.438.581,27 -100,0 

13. Darlehen der Volksbank 
AG an die Wien Energie 
GmbH - 2.994.830,48 2.546.658,31 -448.172,17 -15,0 

14. Darlehen der Bank 
Austria AG Hypotheken-
bankgeschäft an die 
GESIBA Gemeinnützige 
Siedlungs- und Bauaktien-
gesellschaft zur Errichtung 
einer Volks- und Sonder-
schule 4.958.038,21 4.039.269,95 3.141.371,86 -1.816.666,35 -36,6 

15. Darlehen der Erste 
Bank an das Kuratorium 
Fortuna zur Errichtung von 
Senioren-Wohnanlagen 7.471.553,15 7.040.621,17 6.598.499,12 -873.054,03 -11,7 

16. Theater in der Josef-
stadt Betriebsgesellschaft 
m.b.H. 2.645.703,68 2.435.536,39 2.559.982,36 -85.721,32 -3,2 

17. Volkstheater Gesell-
schaft m.b.H. 2.204.025,13 2.275.327,69 2.125.439,54 -78.585,59 -3,6 

18. Verein Wiener Sympho-
niker 64.653.235,00 69.307.052,00 67.389.440,09 2.736.205,09 4,2 

19. Verbindlichkeiten der 
Bank Austria AG 7.758.321.000,00 5.924.205.000,00 6.027.362.000,00 -1.730.959.000,00 -22,3 

20. Eventualverbindlichkei-
ten der Wiener Linien 
GmbH & Co KG (Cross-
Border Leasing Transakti-
on) 52.175.716,12 51.598.758,30 29.649.557,00 -22.526.159,12 -43,2 

Gesamtsumme der  
Haftungen 8.102.719.050,33 6.229.700.479,65 6.277.057.604,96 -1.825.661.445,37 -22,5 

Gesamteinnahmen der 
Stadt Wien lt. Rechnungs-
abschluss 12.344.011.187,10 13.080.480.895,43 13.381.523.668,20 1.037.512.481,10 8,4 

Haftungen bezogen auf die 
Gesamteinnahmen in % 65,6 47,6 46,9 -18,7 - 

 

Quelle: Rechnungsabschlüsse der Bundeshauptstadt Wien der Jahre 2014 bis 2016 

 

Insgesamt betrachtet gingen die Haftungen von 8,10 Mrd. EUR im Jahr 2014 um 

1,82 Mrd. EUR bzw. 22,5 % auf 6,28 Mrd. EUR im Jahr 2016 zurück. Infolge dieser 
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Entwicklung verringerte sich der Anteil der Haftungen an den Gesamteinnahmen der 

Stadt Wien im Betrachtungszeitraum von 65,6 % auf 46,9 %, was einen Rückgang von 

18,7 %-Punkten bedeutet. 

 

Die deutliche Abnahme bei den Haftungen war vor allem im Abbau der gesetzlichen 

Haftung bzw. der Ausfallsbürgschaft der Stadt Wien für Verbindlichkeiten der Bank Aus-

tria AG (s. Nr. 19 in der Tab. 1) im Ausmaß von 1,73 Mrd. EUR begründet. Wie bereits 

im Pkt. 1.1 genannten Prüfungsbericht des Stadtrechnungshofes Wien (StRH SFR -    

5-3/15) aus dem Jahr 2015 festgestellt wurde, hat die diesbezügliche Haftung gemäß 

Sparkassengesetz "aufgrund der ausschließlichen Übernahme von bis zum 31. De-

zember 2001 bestehenden Verpflichtungen einen tendenziell jährlich fallenden Verlauf". 

Da diese Verpflichtungen zu einem großen Teil aus Rückstellungen für Sozialkapital 

(Pensionen) bestehen, die versicherungsmathematisch auf Basis von marktzinsabhän-

gigen Rechnungszinssätzen ermittelt werden, können sie - wie die 1,7%ige Erhöhung 

des Haftungsstandes im Jahr 2016 zeigt - auch steigen. Dies lag jedoch nicht im Ein-

flussbereich der Stadt Wien. 

 

Weiters ist aus der Tab. 1 ersichtlich, dass - mit Ausnahme der Haftung zugunsten des 

Vereines der Wiener Symphoniker (s. Nr. 18 in der Tab. 1) - bei allen anderen Haf-

tungspositionen eine Verminderung des jeweiligen Haftungsstandes eintrat. Bei drei 

Haftungen endete das Haftungsverhältnis im Betrachtungszeitraum. Der Vollständigkeit 

halber war darauf hinzuweisen, dass die Haftungspositionen mit den Nummern 1 bis 6 

(ohne Position 3) Sammelpositionen darstellen, die jeweils mehrere Verträge beinhal-

ten. Im Übrigen war anzumerken, dass gemäß den Angaben der Magistratsabteilung 5 

summenmäßig nicht feststellbare Haftungen nicht bestanden und daher auch keine 

diesbezüglichen Haftungsverhältnisse verbal anzuführen waren. 

 

2.2.2 In weiterer Folge wurden die Haftungspositionen nach ihrer Rechtsgrundlage und 

dem Förderungsbereich zusammengefasst und in der Abb. 1 dargestellt. Von dieser 

Betrachtung blieb die gesetzliche Haftung der Stadt Wien für die Verbindlichkeiten der 

Bank Austria AG ausgenommen, sodass nachfolgend ausschließlich vertragliche Haf-

tungen behandelt werden. 
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Abbildung 1: Gliederung der vertraglichen Haftungen der Jahre 2014 bis 2016 
 

 
 

Quelle: Rechnungsabschlüsse der Bundeshauptstadt Wien 2014 bis 2016 

 

Generell war festzuhalten, dass sämtliche hier abgebildeten Haftungen der Stadt Wien 

auf zivilrechtliche Vereinbarungen beruhten, denen entsprechende Organbeschlüsse 

(Gemeinderat, Landesregierung) zugrunde lagen. 

 
Die Haftungen für den Wohnbau (s. Tab. 1: Nr. 1, Nr. 2, Nr. 4 und Nr. 6) bestanden pri-

mär aus Bürgschaftsübernahmen für Darlehen von Kreditinstituten an gemeinnützige 

Bauvereinigungen sowie an Mieter und Eigentümer nach dem WWFSG 1989. Hiebei 

handelte es sich um hypothekarisch gesicherte Ausfallsbürgschaften auf der Grundlage 

von Bürgschaftsverträgen, welche die Magistratsabteilung 5 für das Amt der Wiener 

Landesregierung unterfertigte. Weiters umfasste die gegenständliche Haftungskategorie 

Bürgschaftsübernahmen nach dem Wohnbauförderungsgesetz 1984 und Förderungen 

zur Errichtung von Wohnungen im Rahmen des Bundessonderwohnbaugesetzes. Ins-

gesamt gingen die Haftungen für den Wohnbau in den Jahren 2014 bis 2016 von 

134,92 Mio. EUR um mehr als ein Fünftel auf 104,33 Mio. EUR zurück. Gemäß den in 

den Nachweisen über die Haftungen abgebildeten Bestandsrechnungen der Jahre 2014 

bis 2016 überschritten die unterjährigen Abgänge die Zugänge deutlich. 
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Die Haftungen zugunsten von Beteiligungen der Stadt Wien und sonstigen Einrichtun-

gen (s. Tab. 1: Nr. 3, Nr. 7, Nr. 8, Nr. 10 bis Nr. 15 und Nr. 20) setzten sich aus Bürg-

schaften für Investitionskredite bzw. Bauvorhaben sowie aus der Haftung für die Even-

tualverbindlichkeiten der Wiener Linien GmbH & Co KG aus der Cross-Border Leasing 

Transaktion zusammen. Die Haftungsstände dieser Haftungskategorie verringerten sich 

im Betrachtungszeitraum von 74,41 Mio. EUR um mehr als ein Drittel auf 44,75 Mio. 

EUR. Vom aushaftenden Betrag des Jahres 2016 entfielen 6,60 Mio. EUR auf eine Aus-

fallsbürgschaft, 3,16 Mio. EUR auf Bürgschaftsübernahmen als "Bürge und Zahler" so-

wie 5,35 Mio. EUR auf übernommene Rückzahlungsgarantien bei nicht ordnungsgemä-

ßer Kreditrückzahlung. Die übrigen 29,64 Mio. EUR betrafen die im Jahr 2017 auslau-

fende Haftung der Stadt Wien für Eventualverbindlichkeiten der Wiener Linien GmbH & 

Co KG (Cross-Border Leasing Transaktion), welche in einer Erklärung mit der Bezeich-

nung "Instrument of Confirmation" bestätigt wurde. 

 

Die Haftungen für Exportförderungen (s. Tab. 1: Nr. 5 und Nr. 9) beruhten auf anteilige 

Übernahmen von Ausfallshaftungen durch die Stadt Wien für Exportrahmenkredite an 

Wiener Unternehmen, die von der Magistratsabteilung 5 auf Grundlage jährlich zu er-

neuernder Verträge abgeschlossen wurden. Der in dieser Kategorie insgesamt aushaf-

tende Betrag verzeichnete einen Rückgang von 56,5 % auf 28,54 Mio. EUR, wobei im 

Jahr 2016 im Vergleich zu den Jahren 2014 und 2015 keine Zugänge in Form von neu-

en Haftungsübernahmen ausgewiesen waren. Als Gründe für diese rückläufige Entwick-

lung bei der Exportförderungsaktion wurden von der Magistratsabteilung 5 u.a. die Er-

schwerung der Förderungskriterien, die Verminderung der maximalen Haftungsquote 

auf 30 % des Kreditbetrages sowie die höheren Anforderungen an die Bonität der Kre-

ditnehmenden genannt. 

 

Die Grundlagen für die Haftungen der Stadt Wien im Kulturbereich (s. Tab. 1: Nr. 16 bis 

Nr. 18) bildeten Verträge mit dem Theater in der Josefstadt Betriebsgesellschaft m.b.H., 

der Volkstheater Gesellschaft m.b.H. und dem Verein Wiener Symphoniker, durch die 

Verpflichtungserklärungen bzw. Garantieerklärungen für die Bedeckung von Personal-

rückstellungen im Liquidationsfall abgegeben wurden. Die Haftungswerte stiegen in die-

ser Haftungskategorie von 69,50 Mio. EUR im Jahr 2014 um 3,7 % auf 72,07 Mio. EUR 
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im Jahr 2016, wofür die Entwicklung der Personalrückstellung bei dem Verein Wiener 

Symphoniker ausschlaggebend war. Diesbezüglich ist auf den Prüfungsbericht des 

Stadtrechnungshofes Wien "MA 7, Verein Wiener Symphoniker, Prüfung der Gebarung, 

Nachprüfung; Subventionsprüfung" (StRH I - 8/16) zu verweisen. 

 

2.3 Aufgabenverteilung und Organisation 

2.3.1 Laut der im Betrachtungszeitraum gültigen Geschäftseinteilung für den Magistrat 

der Stadt Wien war die Magistratsabteilung 5 u.a. für die Erstellung und Vorlage des 

Rechnungsabschlusses, für die Verwaltung der Kreditaktionen und für die Angelegen-

heiten der Bürgschaften und Haftungen der Gemeinde (des Landes) zuständig. 

 

Der Magistratsabteilung 6 oblag u.a. die Buchführung und die Verfassung der Teilrech-

nungsabschlüsse sowie der aufgrund der VRV 1997 zu erbringenden Nachweise; da-

runter der Nachweis über die Haftungen. 

 

2.3.2 Die Informationsübermittlung bzgl. des Haftungsstandes an die Magistratsabtei-

lung 5 war seit dem Jahr 2016 durch den jährlichen Erlass der Gruppenleitung der Fi-

nanzverwaltung zum Rechnungsabschluss geregelt. Demnach hatten die Dienststellen 

des Magistrats der Stadt Wien zu bestätigen, dass durch sie keine Haftungen gemäß 

der Verordnung des Wiener Gemeinderates über die Haftungsobergrenzen übernom-

men wurden. Jene Dienststellen, durch die es zu Haftungsübernahmen kam, gaben im 

Zuge dieser Meldung den diesbezüglichen Haftungsstand per 31. Dezember des betref-

fenden Finanzjahres bekannt. 

 
2.3.3 In der Magistratsabteilung 5 war das dem Dezernat Förderungen und Subventio-

nen zugeordnete Referat Wirtschaftsförderungen mit der Wahrnehmung der Angele-

genheiten der Bürgschaften und Haftungen sowie der Verwaltung von Kreditaktionen 

befasst. Demgemäß war dieses Referat neben der Verwaltung der bereits bestandenen 

Haftungsverhältnisse insbesondere für die Abwicklung der Haftungen für den Wohnbau 

und für Exportförderungen im Rahmen der Wiener Exportförderungsaktion zuständig. 

Bei den Haftungen für den Kulturbereich bestand insofern eine Ausnahme, als die dies-

bezüglichen Akten von der für die Förderung des Kulturwesens in Wien zuständigen 

Magistratsabteilung 7 geführt wurden. 
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Weiters oblag der Magistratsabteilung 5 die jährliche Aufnahme des von der Magist-

ratsabteilung 6 verfassten Nachweises über die Haftungen in den Rechnungsabschluss 

der Bundeshauptstadt Wien. Zuvor wurde der jeweilige Haftungsnachweis von der Ma-

gistratsabteilung 5 um die Ausweiserfordernisse gemäß der Verordnung des Wiener 

Gemeinderates über die Haftungsobergrenzen (wie z.B. Nominalwert/Haftungsrahmen, 

Risikoklasse, Ausnützungsstand) ergänzt und einer formalen Überprüfung unterzogen. 

 

Bezüglich der hier beschriebenen Aufgaben lagen in der Magistratsabteilung 5 im Rah-

men des Qualitätsmanagements zwei Prozessbeschreibungen im Entwurfstadium auf. 

Dabei handelte es sich um die Prozessentwürfe betreffend "Bürgschaftsübernahmen im 

Rahmen des Wohnbaus abwickeln" und "Nachweis des Standes an Haftungen prüfen". 

Der Stadtrechnungshof Wien verwies - wie bereits im Rahmen der Rechnungsab-

schlussprüfung 2014 - erneut auf das Erfordernis, grundlegende Geschäftsprozesse 

aus Gründen der Qualitätssicherung zu definieren und zu dokumentieren. Es wurde 

daher angeregt, die vorliegenden Prozessentwürfe zu finalisieren und noch nicht defi-

nierte bzw. dokumentierte Geschäftsprozesse in das abteilungsinterne Qualitätsma-

nagement aufzunehmen. Dabei wären die Ergebnisse der gegenständlichen Prüfung zu 

berücksichtigen.  

 

2.3.4 Im Bereich der Magistratsabteilung 6 war die ehemalige Buchhaltungsabteilung 2, 

die per 1. März 2017 mit ihren Zuständigkeitsbereichen Finanzwesen und Wohnbauför-

derung in die Buchhaltungsabteilung 1 integriert wurde, für die Verrechnung der Anord-

nungen der Magistratsabteilung 5 zuständig. Demnach erfolgten die Bestandsführung 

der Bürgschaften bzw. Haftungen und die jährliche Verfassung des Nachweises über 

die Haftungen (Bestandsrechnung) im Betrachtungszeitraum der Jahre 2014 bis 2016 

durch die ehemalige Buchhaltungsabteilung 2. Die in diesem Zusammenhang etablier-

ten Arbeitsabläufe waren in keiner Prozessdarstellung festgeschrieben, weshalb auch 

gegenüber der Magistratsabteilung 6 die Empfehlung erging, die diesbezüglichen Ge-

schäftsprozesse - unter Berücksichtigung der gegenständlichen Einschauergebnisse - 

im Rahmen ihres Qualitätsmanagementsystems bzw. IKS abzubilden.  
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2.4 Bestandsführung 

2.4.1 Eine laufende Bestandsführung war im Betrachtungszeitraum in Bezug auf die 

Haftungen für den Wohnbau sowie die Haftungen für Exportförderungen vorgesehen. 

Für die anderen Haftungspositionen wurden jeweils im Erstellungszeitraum des Rech-

nungsabschlusses Informationen über die Haftungsstände per 31. Dezember des Fi-

nanzjahres in Form von Bestandsmeldungen der Kreditinstitute oder der betroffenen 

Einrichtungen (z.B. der Kultureinrichtungen) eingeholt. 

 

2.4.2 Die unterjährige Bestandsführung bei den Haftungen für den Wohnbau erfolgte 

durch die ehemalige Buchhaltungsabteilung 2 mithilfe einer Excel-Tabelle auf Grundla-

ge von Mitteilungen des Referates Wirtschaftsförderungen der Magistratsabteilung 5 

(z.B. über Haftungs- bzw. Bürgschaftsübernahmen). In der Excel-Tabelle wurden die 

Zu- und Abgänge von Bürgschaften jeweils mit der fortlaufenden Geschäftszahl der 

Förderung, der Adresse des geförderten Objektes und dem ursprünglichen Haftungs-

wert (Nominalwert bzw. Haftungsrahmen) chronologisch erfasst. Der jeweils am Ende 

des Finanzjahres aushaftende Betrag der Bürgschaften war in dieser Excel-Tabelle al-

lerdings nicht verzeichnet. Der Haftungsstand per 31. Dezember des Finanzjahres wur-

de von den jeweiligen Kreditinstituten per E-Mail in Form von Bestandsmeldungen an 

die ehemalige Buchhaltungsabteilung 2 übermittelt. 

 

Überdies war die ehemalige Buchhaltungsabteilung 2 im Rahmen ihres Zuständigkeits-

bereiches Wohnbauförderung mit der Buchführung von Wohnbauförderungsmaßnah-

men (z.B. rückzahlbare Wohnbauförderungsdarlehen) befasst, wobei im Juli 2016 die 

Führung von Wohnbauförderungsmaßnahmen auf das Informationssystem SAP-CML 

umgestellt wurde. Die Einschau ergab, dass in diesem System auch die Erfassung der 

für die Bestandsführung der Haftungen wesentlichen Merkmale, wie z.B. Darlehens-

nummer, Darlehensnehmerin bzw. Darlehensnehmer, Endabrechnungsdatum, Zusiche-

rungsdatum, Bankbezeichnung, Bürgschaftsvertrag und das Laufzeitende, vorgesehen 

war. Laut Auskunft der Magistratsabteilung 6 soll das Informationssystem SAP-CML 

nach Abschluss der Implementierung die bislang mithilfe von Excel geführte Bestands-

führung bei den Haftungen für den Wohnbau ablösen. 
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2.4.3 Hinsichtlich der Haftungen für Exportförderungen stammten die für die unterjähri-

ge Bestandsführung erforderlichen Informationen von den jeweiligen Kreditinstituten. 

Diese Informationen wurden im Weg der Magistratsabteilung 5 an die ehemalige Buch-

haltungsabteilung 2 weitergeleitet und beinhalteten die Zu- und Abgänge sowie die Haf-

tungsstände im Ausmaß des jeweils aushaftenden Betrages. Sowohl vom Referat Wirt-

schaftsförderungen der Magistratsabteilung 5 als auch von der ehemaligen Buchhal-

tungsabteilung 2 wurden die diesbezüglichen Informationen jeweils in Excel-Tabellen 

erfasst. Demgemäß fand bei den Haftungen für Exportförderungen eine Mehrfacherfas-

sung bzw. eine parallele Führung derselben Informationen durch zwei Stellen statt, was 

aus Gründen der Effizienz nicht zweckmäßig erschien und daher nach Ansicht des 

Stadtrechnungshofes Wien zu hinterfragen wäre.  

 

In diesem Zusammenhang sollte geprüft werden, neben den Haftungen für den Wohn-

bau auch alle anderen städtischen Haftungen in das Informationssystem SAP-CML zu 

integrieren, zumal damit eine abteilungsübergreifende Bestandsführung unter Berück-

sichtigung des IKS-Prinzips der Funktionstrennung sichergestellt werden könnte. 

 

2.5 Erstellung des Nachweises über die Haftungen  

2.5.1 Die Zusammenführung der in den Bestandsmeldungen der Kreditinstitute oder der 

betroffenen Einrichtungen (z.B. der Kultureinrichtungen) gemeldeten Haftungsständen 

per 31. Dezember des Finanzjahres erfolgte von der ehemaligen Buchhaltungsabtei-

lung 2 mittels einer Bestandsrechnung im Tabellenkalkulationsprogramm Excel. In wei-

terer Folge wurden die sohin ermittelten Werte jeweils in der Druckvorlage zum Nach-

weis über die Haftungen erfasst, die anschließend an die Magistratsabteilung 5 zur wei-

teren Bearbeitung und zur Aufnahme im Rechnungsabschluss weitergeleitet wurde. 

 
2.5.2 Zweck der Bestandsrechnung war die Aufzeichnung der gemäß VRV 1997 im 

Nachweis über die Haftungen auszuweisenden Haftungswerte. Während die Haftungs-

stände am Beginn und Schluss des Finanzjahres aus den jährlichen Bestandsmeldun-

gen entnommen wurden, waren für die Ermittlung der Veränderungen im Finanzjahr 

(Zu- und Abgänge) Zusatzberechnungen erforderlich. Bei den Haftungspositionen, de-

nen jeweils ein Haftungsverhältnis zugrunde lag, wurden die Zu- und Abgänge aus dem 

Saldo zwischen Anfangs- und Endbestand berechnet. 
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Im Fall der Haftungen für Exportförderungen wurden die Bestandsveränderungen aus 

der Bestandsführung der ehemaligen Buchhaltungsabteilung 2 abgeleitet und zusam-

mengefasst in die Haftungsposition mit der Nr. 5 "Wiener Exportförderungsaktion" auf-

genommen (s. Tab. 1). 

 

Zur Ermittlung der Zu- und Abgänge bei den die Haftungen für den Wohnbau betreffen-

den Haftungspositionen, welche ebenfalls Sammelpositionen darstellen, wurde hinge-

gen eine andere Vorgehensweise angewendet. Diese wird am Beispiel der Haftungspo-

sition mit der Nr. 2 "Darlehen von Kreditinstituten an Mieter und Eigentümer nach dem 

WWFSG 1989" veranschaulicht: 

 

Tabelle 2: Entwicklung der Haftungen für Darlehen von Kreditinstituten an Mieter und Eigentümer nach 
dem Wiener Wohnbauförderungs- und Wohnhaussanierungsgesetz in den Jahren 2014 bis 2016 
 

Haftungen der Stadt Wien 
für Darlehen von Kreditin-
stituten an Mieter und  
Eigentümer nach dem 
WWFSG 1989 

Stand 31.12. des 
Vorjahres 

in EUR 

Zugänge 
in EUR 

Abgänge 
in EUR 

Stand 31.12. des 
Finanzjahres 

in EUR 

im Jahr 2014 134.131.914,91 4.733.760,46 11.520.451,85 127.345.223,52 

im Jahr 2015 127.345.223,52 19.646.679,13 34.991.204,06 112.000.698,59 

im Jahr 2016 112.000.698,59 5.664.042,09 17.826.019,95 99.838.720,73 
 

Quelle: Rechnungsabschlüsse der Bundeshauptstadt Wien der Jahre 2014 bis 2016 

 

Wie bereits im Pkt. 2.4.2 ausgeführt, errechneten sich die jeweils per 31. Dezember des 

Finanzjahres aushaftenden Beträge der gegenständlichen Haftungsposition ebenfalls 

aus den jährlichen Bestandsmeldungen der Kreditinstitute. Die diesbezügliche Be-

standsführung der ehemaligen Buchhaltungsabteilung 2 lieferte hiefür keine Grundla-

gen, da in deren Rahmen grundsätzlich die Haftungsstände in der Höhe der Nominal-

werte (d.i. der ursprüngliche Haftungsrahmen bei Vertragserrichtung) und nicht die tat-

sächlich aushaftenden Beträge in Evidenz gehalten wurden.  

 

Die Ermittlung der Zu- und Abgänge erfolgte nicht auf Grundlage der Bestandsmeldun-

gen der Kreditinstitute (einschließlich der darin angeführten Informationen zu den ein-

zelnen Haftungsverhältnissen), sondern wurde behelfsmäßig anhand der in der Be-

standsrechnung erfassten Abgänge durchgeführt. Zu diesem Zweck wurden als Abgän-

ge die insgesamt im Finanzjahr ausgelaufenen Bürgschaften aus Vorjahren in der Höhe 
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der Nominalwerte herangezogen. In weiterer Folge wurden die Zugänge als Residu-

algröße bzw. Unterschiedsbetrag aus den Haftungsständen des 31. Dezembers des 

Vorjahres sowie des Finanzjahres unter Berücksichtigung der aufgezeichneten Abgän-

ge ermittelt.  

 

Zusammenfassend war festzustellen, dass es aufgrund dieses Berechnungsmodus zu 

einer Vermischung von tatsächlich aushaftenden Beträgen mit den Nominalwerten der 

Haftungen kam und daher die im Haftungsnachweis ausgewiesenen Zu- und Abgänge 

im Wohnbaubereich nicht realistisch dargestellt wurden. So z.B. beliefen sich die im 

Jahr 2015 von der Magistratsabteilung 5 tatsächlich neu übernommenen Haftungen für 

den Wohnbau auf 9,73 Mio. EUR, was gegenüber den in Tab. 2 angeführten Zugängen 

von 19,65 Mio. EUR eine Abweichung von 102 % bedeutet. Vor dem Hintergrund dieser 

Feststellungen wurde der Magistratsabteilung 6 eine Neugestaltung bzw. Neuregelung 

der Bestandsrechnung in Bezug auf die Haftungen für den Wohnbau empfohlen, damit 

in den künftigen Nachweisen über die Haftungen ein korrekter bzw. VRV-konformer 

Ausweis der Bestandsveränderungen gewährleistet ist.  

 

2.5.3 Die in den Haftungsnachweisen aufgenommenen Haftungen für den Kulturbereich 

beruhten - wie bereits im Pkt. 2.4.1 erläutert - auf Bestandsmeldungen der jeweiligen 

Einrichtungen, die im Weg der Magistratsabteilung 7 an die Magistratsabteilungen 5 

und 6 übermittelt wurden. Ein Vergleich dieser Haftungswerte mit den in den jeweiligen 

Jahresabschlüssen dieser Einrichtungen ausgewiesenen Werten brachte z.T. Abwei-

chungen zutage. Maßgeblich dafür war, dass die jeweils im Erstellungszeitraum des 

Rechnungsabschlusses abgegebenen Bestandsmeldungen der Einrichtungen vorläufi-

ge Werte beinhalteten, die aus zeitlichen Gründen noch keiner Jahresabschlussprüfung 

unterzogen waren. Der Magistratsabteilung 5 wurde daher aus Gründen der Transpa-

renz und Nachvollziehbarkeit empfohlen, die im prüfungsgegenständlichen Nachweis 

ausgewiesenen Haftungen für den Kulturbereich als vorläufige Werte zu kennzeichnen. 

 

2.6 Kontrollmaßnahmen 

2.6.1 In weiterer Folge prüfte der Stadtrechnungshof Wien, ob in den Arbeitsabläufen 

zur Bestandsführung und zum Ausweis der Haftungen Kontrollmaßnahmen etabliert 
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waren. Die Einschau zeigte, dass bei den Haftungen für Exportförderungen insofern 

Kontrollen durchgeführt wurden, als die Magistratsabteilungen 5 und 6 in regelmäßigen 

Abständen ihre jeweiligen Aufzeichnungen bzw. Bestandsführungen, die - wie bereits 

erwähnt - auf denselben Bestandsmeldungen der Kreditinstitute beruhten, miteinander 

abglichen. Demgegenüber waren bei der Bestandsführung der Haftungen für den 

Wohnbau lt. Auskunft der Magistratsabteilung 5 keine Kontrollen eingerichtet. Dies wur-

de damit begründet, dass es sich dabei um hypothekarisch gesicherte Ausfallsbürg-

schaften handelte und daher das Risiko einer schlagend werdenden Haftung als gering 

einzustufen war. 

 
Bei der Erstellung des Haftungsnachweises (Bestandsrechnung) durch die ehemalige 

Buchhaltungsabteilung 2 auf Grundlage der Bestandsmeldungen der Kreditinstitute und 

der Einrichtungen waren - mit Ausnahme der formalen Prüfung des Haftungsnachwei-

ses durch die Magistratsabteilung 5 - keine Kontrollmaßnahmen vorgesehen. Folglich 

wurden auch die anlässlich der jährlichen Rechnungsabschlussprüfungen von der Ma-

gistratsabteilung 5 angeforderten Bankbestätigungen (Bankbriefe), die im Vergleich zu 

den Bestandsmeldungen aufgrund ihrer Formerfordernisse einen externen Prüfungs-

nachweis darstellen, nicht zu Kontrollzwecken der Haftungsstände herangezogen. 

 

Der Stadtrechnungshof Wien führte im Zuge seiner Einschau einen Abgleich der im 

Haftungsnachweis des Jahres 2016 ausgewiesenen Haftungsstände mit den diesbe-

züglichen Bestandsmeldungen durch und stellte dabei in zwei Haftungspositionen Ab-

weichungen im geringfügigen Ausmaß fest. Aus diesem Anlass und zur generellen Si-

cherung der Datenqualität beim Ausweis der Haftungen wurde der Magistratsabtei-

lung 5 empfohlen, ihre bisherige Prüfungstätigkeit um inhaltliche Kontrollen unter Her-

anziehung der Bankbriefe zu erweitern.  

 

2.6.2 Ein diesbezüglicher Abgleich der Bestandsmeldungen der Kreditinstitute und der 

Bankbriefe des Finanzjahres 2016 zeigte, dass die darin enthaltenen Informationen bei 

zwei Kreditinstituten übereinstimmten und bei einem Kreditinstitut nicht ident waren. 

Darüber hinaus lagen in vier Fällen Bestandsmeldungen über Haftungen vor, ohne in 

den Bankbriefen der jeweiligen Kreditinstitute berücksichtigt worden zu sein. In einzel-

nen Fällen konnten keine Bankbriefe vorgelegt werden, die den Geschäftsverkehr zwi-
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schen der Stadt Wien und dem jeweiligen Kreditinstitut per 31. Dezember eines Jahres 

bestätigten. Der Stadtrechnungshof Wien erneuerte die bereits mehrmals in der Ver-

gangenheit ausgesprochene Empfehlung, jegliche Geschäftsbeziehungen mit Kreditin-

stituten in Form von Bankbriefen bestätigen zu lassen, um eine vollständige Kontrolle 

der Haftungen im Rahmen der Rechnungsabschlussprüfung und allfälliger interner Kon-

trollen durchführen zu können.  

 

2.7 Ausgestaltung des Nachweises 

2.7.1 Im Folgenden wird der dem Rechnungsabschluss der Bundeshauptstadt Wien 

beiliegende Nachweis über die Haftungen am Beispiel des Nachweises des Jahres 

2016 veranschaulicht. Die diesbezüglichen Haftungsstände per 31. Dezember der Jah-

re 2015 und 2016 entsprechen den in der Tab. 1 ausgewiesenen Haftungswerten. 
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Abbildung 2: Nachweis über die Haftungen des Jahres 2016 
 

 
 

Quelle: Rechnungsabschluss der Bundeshauptstadt Wien 2016 
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Wie aus der Abb. 2 hervorgeht, enthält der dargestellte Haftungsnachweis die lt. VRV 

1997 erforderlichen Bestandteile zu den einzelnen Haftungspositionen in Form des 

Standes am 31. Dezember 2015, der Zu- und Abgänge sowie des Standes am 

31. Dezember 2016. Weiters wurden im Nachweis eine Zwischensumme für die der 

Haftungsobergrenze unterliegenden Haftungen der Stadt Wien bzw. des Landes Wien 

(220,05 Mio. EUR) und eine Gesamtsumme der Haftungen (6.247.408.047,96 EUR) 

gebildet, in welcher die Haftung für Kreditinstitute einbezogen wurde. Letztgenannte war 

lt. Verordnung des Wiener Gemeinderates über die Haftungsobergrenzen des Jahres 

2014 - im Gegensatz zu den unmittelbaren Haftungen der Stadt Wien bzw. des Landes 

Wien sowie den von den ESVG-Einheiten übernommenen Haftungen - nicht von der 

Haftungsobergrenze umfasst.  

 

Im Übrigen wurde die Haftung für Eventualverbindlichkeiten der Wiener Linien GmbH & 

Co KG in der Höhe von 29.649.557,-- EUR "nachrichtlich" ausgewiesen, obwohl diese 

nach Ansicht des Stadtrechnungshofes Wien aufgrund des vorliegenden Vertragswer-

kes unmittelbar der Stadt Wien zuzuordnen wäre. Unter Hinzurechnung dieser Haf-

tungsposition würde sich die Gesamtsumme der Haftungen im Jahr 2016 auf 

6.277.057.604,96 EUR erhöhen (s. Tab. 1). Angesichts des Auslaufens dieser Haftung 

im Jahr 2017 wurde in diesem Zusammenhang keine Empfehlung ausgesprochen. 

 

2.7.2 Über die lt. VRV 1997 erforderlichen Bestandteile hinaus wurden im Nachweis 

über die Haftungen in Entsprechung der Haftungsobergrenzen-Verordnung die jeweili-

gen Haftungspositionen um die Nominalwerte der Haftungen (Haftungsrahmen) und die 

Risikoklasse ergänzt. Weiters wurde jeweils ein Ausnützungsstand der Haftungsober-

grenze auf Grundlage des Haftungsstandes und des Nominalwertes zum Jahresultimo 

ausgewiesen. 

 

Bei näherer Betrachtung zeigte sich, dass die Nominalwerte der Haftungen (Haftungs-

rahmen) nur im Fall der Haftungen für Exportförderungen vom aushaftenden Betrag 

bzw. vom Haftungsstand am Ende des Jahres abwichen. So stand im Jahr 2016 in der 

Haftungsposition "Wiener Exportförderungsaktion" dem Nominalwert (Haftungsrahmen) 

von 31,23 Mio. EUR ein Haftungsstand von 28,54 Mio. EUR gegenüber, was einer Dif-
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ferenz von 2,69 Mio. EUR entspricht. Wie die Magistratsabteilung 5 hiezu ausführte, 

bildeten die Haftungen für Exportförderungen deshalb eine Ausnahme, da infolge der 

Wiener Exportförderungsaktion nicht für Investitions- bzw. Einmalkredite, sondern für 

Kreditrahmen Haftungen übernommen wurden. Und nachdem diese Kreditrahmen zum 

Jahresultimo nicht zur Gänze ausgenutzt waren, war der Nominalwert (Haftungsrah-

men) höher als der Haftungsstand. 

 

Im Zuge der Prüfung der Erstellung des Haftungsnachweises (s. Pkt. 2.5) fiel auf, dass 

im Rahmen einer Bestandsmeldung eines Kreditinstitutes über Haftungen für den 

Wohnbau für das Jahr 2016 nicht nur die tatsächlich aushaftenden Beträge, sondern 

auch die "in Zuzählung" befindlichen Bürgschaften (insgesamt 11,23 Mio. EUR) ausge-

wiesen waren. Laut Auskunft der Magistratsabteilung 6 betrafen diese Bürgschaften 

noch nicht an die Darlehensnehmerinnen bzw. Darlehensnehmer ausbezahlte Darle-

hen, weshalb keine Hinzurechnung dieser Werte in den Haftungsstand und in weiterer 

Folge in den Nominalwert (Haftungsrahmen) vorgenommen wurde. 

 

Der Stadtrechnungshof Wien gab zu bedenken, dass in Folge dieser Vorgehensweise 

die diesen Bürgschaften zugrunde liegenden, rechtsverbindlichen Bürgschaftsüber-

nahmen des Landes Wien gemäß WWFSG 1989 im Ausweis der Haftungen und im 

Ausnützungsstand der Haftungsobergrenze nicht enthalten waren. Aus Gründen der 

Transparenz wurde daher empfohlen, künftig auch rechtsverbindliche, noch nicht in An-

spruch genommene Bürgschaftsübernahmen im Rahmen des Nominalwertes (Haf-

tungsrahmen) auszuweisen. 

 
2.7.3 Ergänzende Ausführungen zu den Haftungen der Stadt Wien bzw. des Landes 

Wien der Jahre 2014 bis 2016 finden sich im jährlichen Finanzschuldenbericht, der seit 

dem Jahr 2013 im Anhang zum jeweiligen Rechnungsabschluss der Bundeshauptstadt 

Wien veröffentlicht wird. Der Finanzschuldenbericht 2016 beispielsweise umfasst zur 

Darstellung der Einhaltung der Haftungsobergrenzen-Verordnung jeweils Informationen 

über die Entwicklung der Haftungen der Stadt Wien bzw. des Landes Wien, der Unter-

nehmungen gem. § 71 WStV sowie der ESVG-Einheiten. Für Form und Inhalt der Fi-

nanzschuldenberichte war im Betrachtungszeitraum die Magistratsabteilung 5 verant-

wortlich; die VRV 1997 enthielt hiezu keine Regelungen bzw. Vorgaben. 
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Wie den bisherigen Ausführungen zu entnehmen ist, erfolgte die Umsetzung der Haf-

tungsobergrenzen-Verordnung sowohl im Nachweis über die Haftungen als auch im 

Finanzschuldenbericht. Infolgedessen kam es zu einer Vermengung der Ausweiserfor-

dernisse gemäß VRV 1997 und der genannten Verordnung im Nachweis über die Haf-

tungen. Weiters führte diese Vorgehensweise zu einer Mehrfachnennung von unter-

schiedlichen Haftungssummen sowie Ausnützungsständen der Haftungsobergrenze im 

Rechnungsabschluss, was nach Ansicht des Stadtrechnungshofes Wien ebenfalls we-

nig übersichtlich erschien. Vor diesem Hintergrund wurde eine getrennte Darstellung 

der Ausweiserfordernisse gemäß VRV 1997 und der Haftungsobergrenzen-Verordnung 

im Rechnungsabschluss empfohlen, weshalb künftig sämtliche Erläuterungen zur Um-

setzung der genannten Verordnung im Finanzschuldenbericht gebündelt dargestellt 

werden sollten.  

 

Abschließend wurde aus Transparenzgründen angeregt, in den künftig zu erstellenden 

Nachweisen über die Haftungen einen entsprechenden Vermerk über allfällige haf-

tungsrelevante Erläuterungen im Finanzschuldenbericht anzubringen.  

 

3. Zusammenfassung der Empfehlungen 

Empfehlungen an die Magistratsabteilung 5 

Empfehlung Nr. 1: 

Die haftungsrelevanten Geschäftsprozesse sollten unter Berücksichtigung der Ein-

schauergebnisse im abteilungsinternen Qualitätsmanagement abgebildet werden 

(s. Pkt. 2.3.3). 

 

Stellungnahme der Magistratsabteilung 5: 

Die im Entwurf vorliegenden Prozessdarstellungen werden evalu-

iert und erforderlichenfalls adaptiert bzw. ergänzt und sodann im 

Qualitätsmanagement abgebildet werden. 

 

Empfehlung Nr. 2: 

Die bei den Haftungen für Exportförderungen festgestellte parallele Bestandsführung 

wäre aus Effizienzgründen zusammenzuführen (s. Pkt. 2.4.3). 
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Stellungnahme der Magistratsabteilung 5: 

Die Förderaktion ist im Auslaufen, eine Abwicklungsänderung ist 

daher nicht vorgesehen. 

 

Empfehlung Nr. 3: 

Es wäre nachweislich zu prüfen, neben den Haftungen für den Wohnbau auch alle an-

deren städtischen Haftungen in das Informationssystem SAP-CML zu integrieren, um 

eine abteilungsübergreifende Bestandsführung unter Berücksichtigung des IKS-Prinzips 

der Funktionstrennung sicherstellen zu können (s. Pkt. 2.4.3). 

 

Stellungnahme der Magistratsabteilung 5: 

Inwieweit eine Integration aller städtischen Haftungen im Sinn der 

Empfehlung in das Informationssystem SAP-CML sinnvoll bzw. 

möglich ist, wird nach Prüfung der Magistratsabteilung 6 hinsicht-

lich dessen diesbezüglicher technischer Nutzungsmöglichkeiten 

geprüft werden. 

 

Empfehlung Nr. 4: 

Im Sinn der Transparenz und Nachvollziehbarkeit wurde angeregt, vorläufige Werte im 

Nachweis über die Haftungen als solche zu kennzeichnen (s. Pkt. 2.5.3). 

 

Stellungnahme der Magistratsabteilung 5: 

Dieser Empfehlung wird nachgekommen werden. 

 

Empfehlung Nr. 5: 

Zur Sicherung der Datenqualität beim Ausweis der Haftungen sollte die bisherige Prü-

fungstätigkeit um inhaltliche Kontrollen unter Heranziehung der Bankbriefe erweitert 

werden (s. Pkt. 2.6.1). 

 

Stellungnahme der Magistratsabteilung 5: 

Die Empfehlung wird geprüft. 
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Empfehlung Nr. 6: 

Um eine vollständige Kontrolle der Haftungen im Rahmen der Rechnungsabschlussprü-

fung und allfälliger interner Kontrollen durchführen zu können, sollten jegliche Ge-

schäftsbeziehungen mit Kreditinstituten durch Bankbrief bestätigt werden (s. Pkt. 2.6.2). 

 

Stellungnahme der Magistratsabteilung 5: 

Der Empfehlung wird hinsichtlich Banken, bei denen Stadt Wien-

Konten geführt werden, bereits nachgekommen. Bei Banken, zu 

denen Beziehungen ausschließlich aufgrund eingegangener Haf-

tungen bestehen, wird von der Einholung kostenpflichtiger Bank-

briefe zugunsten verbindlicher Mitteilungen des jeweiligen Bankin-

stituts über den Haftungsstand Abstand genommen. 

 

Empfehlung Nr. 7: 

Aus Gründen der Transparenz wären künftig auch rechtsverbindliche, noch nicht in An-

spruch genommene Bürgschaftsübernahmen im Rahmen des Nominalwertes (Haf-

tungsrahmen) auszuweisen (s. Pkt. 2.7.2). 

 

Stellungnahme der Magistratsabteilung 5: 

Es wird geprüft, in welcher Form dieser Empfehlung unter Einbin-

dung der involvierten Bankinstitute mit vertretbarem Verwaltungs-

aufwand am besten entsprochen werden kann. 

 
Empfehlung Nr. 8: 

Um den Ausweis der Haftungen im Rechnungsabschluss der Bundeshauptstadt Wien 

übersichtlicher zu gestalten, sollten künftig sämtliche Erläuterungen zur Umsetzung der 

Haftungsobergrenzen-Verordnung im Finanzschuldenbericht gebündelt dargestellt wer-

den (s. Pkt. 2.7.3). 

 

Stellungnahme der Magistratsabteilung 5: 

Die Empfehlung des Stadtrechnungshofes Wien wird seitens der 

Magistratsabteilung 5 im Kontext einer neuen Haftungsobergren-

zen-Verordnung bzw. der VRV 2015 evaluiert werden. 
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Empfehlung Nr. 9: 

Aus Transparenzgründen wäre in den künftig zu erstellenden Nachweisen über die Haf-

tungen auf allfällige haftungsrelevante Erläuterungen im Finanzschuldenbericht hinzu-

weisen (s. Pkt. 2.7.3). 

 

Stellungnahme der Magistratsabteilung 5: 

Die Empfehlung des Stadtrechnungshofes Wien wird seitens der 

Magistratsabteilung 5 im Kontext einer neuen Haftungsobergren-

zen-Verordnung bzw. der VRV 2015 evaluiert werden. 

 

Empfehlungen an die Magistratsabteilung 6 

Empfehlung Nr. 1: 

Die Arbeitsabläufe zum Ausweis der Haftungen sollten unter Berücksichtigung der Ein-

schauergebnisse im Rahmen des abteilungsinternen Qualitätsmanagementsystems 

bzw. IKS abgebildet werden (s. Pkt. 2.3.4). 

 

Stellungnahme der Magistratsabteilung 6: 

Die Magistratsabteilung 6 wird den Arbeitsablauf zum Ausweis der 

Haftungen im abteilungsinternen Qualitätsmanagementsystem ab-

bilden. 

 

Empfehlung Nr. 2: 

Die bei den Haftungen für Exportförderungen festgestellte parallele Bestandsführung 

wäre aus Effizienzgründen zusammenzuführen (s. Pkt. 2.4.3). 

 

Stellungnahme der Magistratsabteilung 6: 

Die Förderaktion ist im Auslaufen, eine Abwicklungsänderung ist 

daher nicht vorgesehen. 

 

Empfehlung Nr. 3: 

Es wäre nachweislich zu prüfen, neben den Haftungen für den Wohnbau auch alle an-

deren städtischen Haftungen in das Informationssystem SAP-CML zu integrieren, um 
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eine abteilungsübergreifende Bestandsführung unter Berücksichtigung des IKS-Prinzips 

der Funktionstrennung sicherstellen zu können (s. Pkt. 2.4.3). 

 

Stellungnahme der Magistratsabteilung 6: 

Die Bestandsführung der Haftungen für den Wohnbau ist als Be-

standteil der Förderungen im Informationssystem SAP-CML abge-

bildet und ist eine Ergänzung zu bestehenden Zuschussverträgen. 

Mit diesen Daten können keine Aushaftungsbeträge ermittelt wer-

den. Die Magistratsabteilung 6 wird prüfen, ob eine Möglichkeit 

besteht, das Informationssystem SAP-CML für die Abbildung von 

allen städtischen Haftungen im Sinn der Empfehlung nutzen zu 

können. 

 

Empfehlung Nr. 4: 

Zur Gewährleistung eines korrekten Ausweises der Bestandsveränderungen in den 

künftigen Nachweisen über die Haftungen wäre die Bestandsrechnung in Bezug auf die 

Haftungen für den Wohnbau neu zu gestalten (s. Pkt. 2.5.2). 

 

Stellungnahme der Magistratsabteilung 6: 

Für die Neugestaltung der Bestandsrechnung im Bereich der Haf-

tungen für den Wohnbau wäre es notwendig, die korrekten Zu-

gänge zu ermitteln. Diese Werte müssten bei den Banken ange-

fordert werden. Die Magistratsabteilung 6 wird prüfen, ob diese 

Daten zur Verfügung gestellt werden können. 

 

 

 

Der Stadtrechnungshofdirektor: 

Dr. Peter Pollak, MBA 

Wien, im Februar 2018 


